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Anmerkungen zum Vertrauensschwund gegenüber demokratischen Parteien
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Die „Parteien wirken bei der politischen 

Willensbildung des Volkes mit“. So heißt es 

in Artikel 21 Absatz 1 des Grundgesetzes. 

Das Grundgesetz erkennt die politischen 

Parteien damit als eine verfassungsrecht-

liche Institution an. In der parlamentari-

schen Demokratie der Bundesrepublik 

Deutschland bilden sie damit ein wichti-

ges Zwischenglied zwischen Bürgern und 

Staat. In vielen Ländern lässt sich beob-

achten, dass es demokratischen Parteien 
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schwerfällt, ihre wichtigen Funktionen zu 

erfüllen: die Repräsentation der unter-

schiedlichen Meinungen in einer Gesell-

schaft im politischen Wettbewerb, die 

Formulierung politischer Programme, die 

Präsentation von Kandidaten bei Wahlen 

und die Besetzung politischer Ämter. Vie-

lerorts sind die Menschen enttäuscht dar-

über, wie die Parteien diese Funktionen 

ausüben, und sie schenken ihnen kein Ver-

trauen mehr. Deutschland schneidet dies-

bezüglich verhältnismäßig gut ab, doch 

auch hier überwiegt das Misstrauen.

Nach einer Umfrage des Statistikamts 

der Europäischen Union (EU) haben im 

Frühjahr 2021 hierzulande 58 Prozent der 

Befragten den Parteien eher misstraut, 

aber immerhin 37 Prozent eher vertraut. 

In den meisten anderen EU-Mitgliedslän-

dern ist das Misstrauen deutlich höher. 

Noch stärker ist das Misstrauen gegen-

über den politischen Parteien in den Län-

dern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas. 

In vielen dieser Länder sind die Parteien 

maßgeblich verantwortlich für den teils 

desolaten Zustand des politischen Systems. 

Wo sie durch Misswirtschaft und Korrup-

tion die Erwartungen auf eine gute Regie-

rungsführung enttäuschen, wenden sich 

die Menschen Populisten zu, die die De-

mokratien von innen zerstören. Das hat 

dazu beigetragen, dass gegenwärtig vieler-

orts der Zerfall demokratischer Struktu-

ren festzustellen ist.

Doch nicht nur in den „jungen“, son-

dern auch in vielen scheinbar „etablier-

ten“ Demokratien offenbaren die sie mit-

tragenden Parteien Schwierigkeiten bei 

der Wahrnehmung ihrer grundlegenden 

Funktionen. Auch in Europa verlieren ehe-

mals starke Parteien an gesellschaft lichem 

Rückhalt und werden von populistischen 

Gruppierungen herausgefordert. Das ist 

nicht zuletzt in Deutschland der Fall, wo 

SPD und CDU/CSU zusammen nicht ein-

mal mehr fünfzig Prozent der Wähler-

stimmen erhalten, nachdem sie jahrzehn-

telang einen Anteil von etwa achtzig 

Prozent erreichten. Zwar gab es nach der 

Bundestagswahl am 26. September 2021 

rein rechnerisch fünf Koalitionsoptionen 

(Schwarz-Rot-Grün, Schwarz-Rot-Gelb, 

Ampel-Koalition, Jamaika-Koalition und 

Große Koalition), politisch war eine Re-

gierungsbildung zu dieser Zeit allerdings 

nur unter Beteiligung von drei Parteien 

möglich. In den Bundesländern gibt es 

schon länger ähn liche Entwicklungen – in 

einigen ist die Herausforderung der „etab-

lierten“ Parteien durch die rechtspopulis-

tische Alternative für Deutschland (AfD) 

unverkennbar.

ZERSPLITTERUNG DER 
PARTEIENSYSTEME

Warum fällt es den Parteien zunehmend 

schwer, eine breite Unterstützung zu mo-

bilisieren und die Demokratie zu verteidi-

gen? Ein wesentlicher Grund dafür liegt 

in der Entwicklung der modernen Gesell-

schaften, die heute vielfältiger und „bun-

ter“ sind als früher. Den Parteien fällt es 

schwer, ein einheitliches politisches Ange-

bot für die Bandbreite von Meinungen und 

Lebensformen zu formulieren. Ihre Re-

präsentativität leidet darunter, denn sie 

sprechen jeweils nur noch für einen klei-

ner gewordenen Anteil der Bevölkerung. 

Weder sind die gesellschaftlichen Grup-

pen und Schichten noch existent, zu de-

nen einzelne Parteien früher eine enge 

Verbindung unterhielten, noch empfinden 

viele Wähler heute eine besondere Bindung 
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zu einer bestimmten Partei. Die Volkspar-

teien wiederum wissen nicht mehr mit Si-

cherheit vorherzusagen, wer ihre Wähle-

rinnen und Wähler sind und wie sie diese 

ansprechen sollen. Sie verlieren Mitglie-

der, und auch das trägt zur Entfremdung 

zwischen Parteien und Bürgern bei. In 

Deutschland hat sich die Zahl der Mitglie-

der von CDU/CSU und SPD seit 1990 hal-

biert, während die Grünen und die Libe-

ralen in jüngster Zeit (moderate) Mitglie- 

derzuwächse verzeichnen. Zwar gibt es 

überall zahlreiche Parteineugründungen, 

doch insgesamt sind viel weniger Men-

schen bereit, sich in Parteien zu engagieren.

In Deutschland erleben wir diese Ent-

wicklung bisher vor allem auf der kommu-

nalen und der Länderebene. In anderen 

Ländern ist die Parteienzersplitterung auf 

der nationalen Ebene längst der Fall. Wenn 

jedoch viele kleine und neue Parteien ins 

Parlament einziehen und dort eine größe-

re Vielfalt herrscht, wird es in der Regel 

schwieriger, Mehrheiten zu bilden.

Zudem halten Vielparteienkoalitionen 

oftmals nicht über eine gesamte Wahlperio-

de. In den Niederlanden beispielsweise 

erschwerten mehrere Kleinparteien, die 

auf wenige Themen festgelegt sind, fast 

zehn Monate lang die Bildung einer neuen 

Regierung. In Spanien waren 2019 zwei 

Wahlen innerhalb eines Jahres notwendig, 

ehe der Ministerpräsident von zehn Par-

teien gewählt wurde und dennoch nur 

eine Minderheitsregierung bilden konnte. 

In Portugal drohen nach den Parlaments-

wahlen im Januar ähnliche Verhältnisse. 

In Chile, lange Zeit ein demokratisches 

Musterland Lateinamerikas, sind nach 

den Wahlen im November 2021 zwanzig 

Parteien in der Abgeordnetenkammer ver-

treten, in Brasilien sind es sogar dreißig 

Parteien. Angesichts dieser Zersplitterung 

ist es wenig verwunderlich, wenn viele 

Menschen eine starke Führungspersön-

lichkeit herbeisehnen und einen popu-

listischen, offen demokratiefeindlichen 

 Präsidenten wie Jair Bolsonaro wählen. 

Überall ist die Zersplitterung der Parteien-

systeme und Parlamente auch Ausdruck 

der Schwäche vorheriger Volksparteien, 

die ihre Integrationsfähigkeit eingebüßt 

haben.

SCHARNIER ZWISCHEN STAAT 
UND GESELLSCHAFT

Die sozialen Medien erschweren den Par-

teien ihre Repräsentationsfähigkeit zu-

sätzlich. Sie bieten den Bürgern alterna-

tive Kanäle der Kommunikation, sodass 

viele Menschen meinen, der „Umweg“ 

über die Parteien als Vermittler sei nicht 

mehr notwendig, um Interessen und An-

liegen zu äußern. Dabei besteht jedoch die 

Gefahr, dass derjenige, der am lautesten 

schreit, eher gehört wird. Donald Trump 

hat vorgemacht, wie der Missbrauch der 

sozialen Medien die Demokratie gefähr-

det und den Populismus belebt.

Wie gut eine Demokratie funktioniert, 

hängt weiterhin maßgeblich vom Verhal-

ten und von den Fähigkeiten der Parteien 

ab, gesellschaftliche Interessen zu reprä-

sentieren und politische Alternativen zu 

erarbeiten. Neue Formen der Bürgerbetei-

ligung können die Parteien nicht ersetzen. 

Allerdings müssen diese wieder zu ihrer 

Rolle als maßgebliches Sprachrohr politi-

scher Forderungen und Konzepte zurück-

finden, die sich aus der Entwicklung einer 

Gesellschaft ergeben. Wie schnell Parteien 

thematisch „überrannt“ werden können, 

mussten zuletzt beispielsweise die  Grünen 
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in Deutschland erleben, als sie vor der Bun-

destagswahl 2021 ihre Deutungshoheit 

über die Klimapolitik an Fridays for Future 
oder andere – auch radikale – Protestbewe-

gungen zu verlieren drohten.

Dennoch haben Parteien die Chance, 

ihre Rolle als maßgebliches Scharnier zwi-

schen Staat und Gesellschaft wieder zu 

stärken. Die Ära der Volksparteien ist kei-

neswegs zu Ende. Ihre Leistung des Aus-

tarierens unterschiedlicher Interessen 

und Erwartungen an die Politik bleibt an-

gesichts der Fragmentierung der Parteien-

systeme erst recht aktuell. Um ihre Wett-

bewerbsfähigkeit zu optimieren, müssen 

sie sich meines Erachtens nach in drei Be-

reichen verbessern.

ZUKUNFTSFÄHIGE 
VOLKSPARTEIEN

Erstens: das eigene programmatische Profil 
schärfen. Die Wirtschafts-und Sozialkom-

petenz spielt dabei nach wie vor eine ent-

scheidende Rolle. So wichtig Klima und 

Umwelt, Migration und Sicherheit oder 

andere Themen sind, erwarten die meis-

ten Menschen nach meiner Beobachtung 

überall auf der Welt von den Parteien, dass 

sie dafür sorgen, dass sich die wirtschaft-

lichen Rahmenbedingungen ihres Landes 

kontinuierlich verbessern oder zumindest 

nicht verschlechtern. Wirtschaftskompe-

tenz sollte stets mit einem sozialen Ver-

sprechen einher gehen. Ludwig Erhard 

hat das auf den Punkt gebracht: „Wohl-

stand für alle.“ Heute muss dieses Ver-

sprechen mit neuen Konzepten für eine 

Wirtschafts- und Sozialpolitik unterfüt-

tert werden, die sowohl dem größeren 

Wettbewerbsdruck infolge der Globalisie-

rung als auch den neuen Erwartungen an 

eine soziale Kohäsion gerecht werden. Das 

geht über sozialpolitische Einzelaktionen 

wie die Anhebung des Mindestlohns oder 

das Bürgergeld für alle hinaus und be-

trifft bei spielsweise eine Zuwanderungs-

politik, die  einerseits die Migration von 

Fachkräften steuert, andererseits für eine 

gesellschaftliche Integration der Zuwan-

derer sorgt. Zugleich muss eine Partei, die 

sich programmatisch profilieren will, auch 

unbequeme Themen aufgreifen. In den 

alternden Gesellschaften Europas sind 

das beispielsweise die Flexibilisierung des 

Renteneintrittsalters und Reformen der 

Rentenversicherung mit dem Ziel einer 

Begrenzung der immer weiter steigenden 

Zuschüsse aus dem Staatshaushalt. Eine 

solche Wirtschafts- und Sozialkompetenz 

sollte von führenden Repräsentanten einer 

Partei personifiziert werden. Dabei darf es 

durchaus zu innerparteilichen, auch öf-

fentlich ausgetragenen Kontroversen über 

einzelne Politikvorschläge kommen. Sol-

che kritischen Diskussionen demonstrie-

ren dem Bürger die Vitalität einer Partei 

und verschaffen ihr Aufmerksamkeit. 

Zweitens: die Bindung zu den Bürgern 
und den gesellschaftlichen Gruppen erneuern. 
Weil es nicht genügt, über die Erosion frü-

herer gesellschaftlicher Großorganisatio-

nen wie Kirchen und Gewerkschaften zu 

lamentieren, die gerade für die Volkspar-

teien als Scharnier zu wichtigen Teilen der 

Bürger- und Wählerschaft funktionier-

ten, müssen die Parteien neue Wege ge-

hen, um den Kontakt mit den „normalen“ 

Bürgern zu erneuern und zu intensivie-

ren. Die Kommunalpolitik und die sozia-

len Medien spielen dabei eine entschei-

dende Rolle. Wo Parteien auf der lokalen 

Ebene durch Bürgerforen und andere For-

men der unmittelbaren Bürgerbeteiligung 
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herausgefordert werden, sollten sie das als 

Chance begreifen, neue Bindungen zur 

Bürgerschaft aufzubauen. Dabei gilt auch 

auf der lokalen Ebene: persönliche Prä-

senz zeigen. Die Parteien brauchen kom-

petente und glaubwürdige Repräsentan-

tinnen und Repräsentanten, um einen po- 

litischen Führungsanspruch zu erheben. 

Wenn, wie in Deutschland schon mehr-

fach zu beobachten war, eine Volkspartei 

in Großstädten keine eigenen Kandidaten 

bei einer Bürgermeisterwahl benennt, 

muss sie sich nicht über einen Mangel an 

Wahrnehmung und eine wei tere Erosion 

ihrer Bindekraft zu den Bürgern wun-

dern. Um diese wieder zu stärken, müssen 

auch die „etablierten“ Parteien ihre Prä-

senz auf den verschiedenen sozialen Ka-

nälen erweitern. Mittlerweile ist bei den 

meisten Altersgruppen in den sozialen 

Medien ein hohes Maß an Aufmerksam-

keit für politische Botschaften zu erzielen.

Drittens: in die eigenen Mitglieder inves-
tieren. Bei aller Professionalisierung der 

Parteiarbeit und der Wahlkampfführung 

sollten große Parteien nicht darauf ver-

zichten, eine möglichst hohe Zahl von Mit- 

gliedern zu gewinnen. Sie bilden sowohl 

das Reservoir ihrer Kandidaten als auch 

das wichtigste Bindeglied zur Gesellschaft. 

Der dramatische Mitgliederverlust 

von CDU und SPD in den letzten Jahr-

zehnten hat zum kontinuierlichen Rück-

gang ihres Stimmenanteils beigetragen. 

Investition in die Mitglieder bedeutet: eine 

kontinuierliche Information über politi-

sche Positionen der Partei zu aktuellen 

Fragen, eine gezielte Aus- und Fortbil-

dung der Mitglieder sowohl über politi-

sche Sachthemen als auch den Umgang 

mit den modernen Medien, vor allem aber 

ein besonderes Bemühen um Frauen und 

junge Bürger als Mitglieder, Kandidaten 

und nicht zuletzt Teil der Parteiführung 

auf allen Ebenen. 

Auch wenn in Deutschland das Wahl-

recht im Vergleich zu Frankreich, Spanien 

oder Schweden die bewusste Förderung 

von Frauen erschwert (was zu dem ver-

gleichsweise niedrigen Frauenanteil in den 

Parlamenten beiträgt), würde schon ein 

höherer Frauenanteil in den Parteiführun-

gen dazu beitragen, dass mehr Frauen für 

politische Ämter kandidieren und sich da-

durch der Frauenanteil in den Parlamen-

ten erhöht. Dafür können Parteien ganz 

ohne zusätzliche gesetzliche Regelungen 

selbst sorgen.

Eine Partei, die diese drei Punkte bei 

ihren Bemühungen um eine Erneuerung 

berücksichtigt, kann bei künftigen Wah-

len wieder Stimmengewinne erwarten. 

Denn der maßgebliche Wettbewerbsvor-

teil der Parteien gegenüber anderen For-

men politischer Vereinigungen bleibt auf 

jeden Fall bis auf Weiteres erhalten: Sie 

werden auch in Zukunft die Mehrheit der 

Kandidaten und Parlamentarier stellen 

und Regierungen bilden. Aufgrund der 

allgemeinen und freien Wahlen haben sie 

einen Legitimitätsvorsprung gegenüber 

anderen Akteuren und Entscheidungsver-

fahren. Ohne Parteien kann die repräsen-

tative Demokratie nicht bestehen.


